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1) Die Pauschal-Kategorie „flüchtling“ in den gegenwärtigen Debatten ist eigentlich unpräzise, ver-
allgemeinernd 2) Vgl. ulrich h.J. Körtner: „Mehr Verantwortung, weniger gesinnung“, in: zeitzeichen 

nr. 2/2016, S. 8-10 3) epd-Zentralausgabe vom 16.02.2016, S. 4. 

gelingen sollte, die flüchtlingsbewe-
gungen nach Deutschland drastisch 
zu reduzieren. Denn nach den über-

euphorischen Willkom-
mensrufen im Spätsom-
mer des letzten Jahres 
wachsen nun vermehrt 
auch die zum teil durch-
aus verständlichen Ängs-
te, Sorgen und Beden-

ken, und der allgemeine erregungs- 
und Verhetzungspegel steigt auf Be-
sorgnis erregende Weise. offensicht-
lich scheinen wir als Deutsche selten 
abgewogene oder pragmatische Mit-
telwege zu wählen, sondern tendie-
ren stattdessen in notorischer Weise 
immer nur entweder zum „hosian-
na“ oder zum „Kreuzige ihn“. 

Viele andere länder in europa 
sehen das derzeit – bisweilen nicht 
ohne einen deutlich zu beobachten-
den Anflug von genugtuung und 

Schadenfreude gegenüber der großen 
europäischen führungsmacht 
Deutschland – weitaus pragmati-
scher, restriktiver und schlicht: eigen- 
interessengesteuerter. Das muss man 
zunächst auch so zur Kenntnis neh-
men. Aber am ende muss dennoch 
ein neuer gemeinsamer Konsens 
gefunden werden. Denn das Projekt 
des vereinten europas auf der Basis 
gemeinsamer humanitärer Werte 
darf an dieser akuten flüchtlingsfra-
ge nicht scheitern. es gilt jetzt, ge-
meinsam und konsequent die flucht-
ursachen zu bekämpfen, die Siche-
rung der eu-Außengrenzen vorzu-
nehmen und den flüchtlingszuzug zu 
begrenzen, zu ordnen und zu steu-
ern. Bei der derzeitigen flüchtlings-
problematik handelt es sich um eine 
historische Aufgabe, die nur in ge-
samteuropäischer Perspektive gelin-
gen kann. l
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Versuch einer Klärung 
– von Klaus Weigelt – 

Von Konfuzius stammt das bekannte Wort:  
„Sind die Begriffe nicht richtig, so sind 
die urteile nicht klar, dann gedeihen die 
Werke nicht, und das Volk weiß nicht, wo 

hand und fuß hinsetzen.“ Beobachtet 
man die seit Monaten europaweit geführte 
flüchtlingsdebatte, dann hat man in der 
tat den eindruck, dass weder Politiker 

noch die Bürger wissen, wo sie hand und 
fuß hinsetzen sollen. 

Flucht- 
ursachen

bekämpfen
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ProbLeme bei Der 
registrierung

eine weitere Voraussetzung ist die 
bisher weitgehend unvollständige 
registrierung der flüchtlinge. Wäh-
rend viele überhaupt nicht registriert 
oder gar zu hunderttausenden unter-
getaucht sind, schaffen es andere zu 
mehrfachen registrierungen mit 
ebenfalls mehrfachem „Abgreifen“ 
staatlicher leistungen. Dagegen soll 
jetzt vorgegangen werden. Auf der 
anderen Seite führt die Überforde-
rung der Behörden dazu, dass tau-
sende, die wieder in ihre herkunfts-
länder zurückkehren wollen, dieses 
nicht können, weil bei der „Wande-
rung“ von einer erstaufnahmeein-
richtung zur anderen ihre Pässe 
„verschwunden“ und nicht mehr auf-
findbar sind. im Saarland sind allein 
im Januar 2016 rund 1.560 illegale, 
also nicht registrierte Migranten 
aufgetaucht.

Wer DarF bLeiben?

eine andere Vorfrage der integration 
ist die entscheidung darüber, wer 
überhaupt bleiben darf, ein Aufent-
haltsrecht zugesprochen erhält oder 
als Asylbewerber anerkannt wird. 
Die Zahl der unbearbeiteten fälle 
liegt derzeit bei über 700.000. Von 
den entscheidungen dieser fälle 
hängt es aber ab, ob, wann und wie 
es auch zu notwendigen Abschiebun-
gen von flüchtlingen kommt, deren 
herkunftsland als sicherer Drittstaat 
eingestuft wird. Was ein sicherer 
Drittstaat ist, hat im politischen für 
und Wider bisher auch zu keinem 
ergebnis geführt. Die diesbezügli-
chen reden der Politiker stehen in 

einem krassen ge-
gensatz zu der ge-
ringen Zahl der 
bereits erfolgten 
oder geplanten 
Abschiebungen, 
zumal auch den 
rückreisewilligen 
Steine in den Weg 
gelegt werden.

Die iLLusion einer 
euroPäischen Lösung

Die von der Bundesregierung ange-
strebte europäische lösung erweist 

sich nach eingehender Betrachtung 
einer landkarte der europäischen 
union als unerfüllbarer Wunsch-
traum: von den 28 eu-Staaten ist 
nicht ein einziger bereit, ähnliche 
lasten auf sich zu nehmen wie 
Deutschland. Von den auf europäi-
scher ebene vereinbarten 160.000 
flüchtlingen konnten bisher nur 
wenige hundert verteilt werden. 
Auch die anfangs aufnahmewilligen 
Staaten Schweden und Österreich 
haben inzwischen klare grenzen 
gezogen, die Deutschland ablehnt. 

Die Voraussetzungen für eine be-
ginnende integration sind also eher 
ungünstig. erst wenn diese aber 
geschaffen sind, also ein Aufenthalts- 
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Rückreise- 
willigen werden 
Steine in den 
Weg gelegt

Man kann für das Bild, das sich 
dem Betrachter bietet, ange-

sichts der nicht enden wollenden und 
konfusen talkshows auch den Auf-
ruhr in ephesus aus der Apostelge-
schichte nehmen, wo es heißt: „Dort 
schrien die einen dies, die andern 
das, und die Versammlung war in 
Verwirrung, und die meisten wussten 
nicht, warum sie zusammengekom-
men waren.“ (Act 19, 32)

interPretationsbeDürFtige 
begriFFe

Die Verwirrung geht von ständig 
neuen, widersprüchlichen, aber im-
mer größer werdenden Zahlen aus, 
die jeweils in globalgrößen – tau-
sende, hunderttausende, über eine 
Million – verbreitet werden, und von 
Begriffen, die dem Bürger unbekannt 
oder undurchschaubar sind, wie „hot 
spots“, „Königsteiner Schlüssel“ oder 
„Dublin-Abkommen“. in dieser Aus-
gabe der cA (Seite 26f) findet der 
leser ein glossar, das licht in die-
sen Begriffs-Dschungel zu leiten ver-
sucht.

Der leitbegriff der Verwirrung 
lautet „integration“. Alle Beteiligten 
an den Diskussionen führen ihn im 
Munde. offenbar aber hat jeder eine 
eigene Vorstellung von „integration“ 
und meint etwas anderes. „integrati-
on“ ist ein neues „Wieselwort“ (leer-
phrase) geworden, mit dem etwas 
angedeutet wird, ohne dass etwas 
eindeutiges erkennbar wird. Deswe-
gen ist es an der Zeit, diesem Begriff 
eine größere Aufmerksamkeit zu 
widmen.

offensichtlich ist die notunterbrin-
gung der über eine Million flüchtlin-
ge des Jahres 2015 noch keine integ-
ration, aber eine wichtige Vorausset-
zung dafür. Die flüchtlinge erhalten 
eine notunterkunft in turnhallen, 
Kasernen, Baumärkten, flughafen-
hangars und container-Siedlungen. 
Dort können sie Kleidung, Verpflegung  
und sogar ein taschengeld bekom-
men. Die integrationsbeauftragte der 
Bundesregierung, Aydan Özoguz 
(SPD) bekannte kürzlich: „Wenn wir 
ehrlich sind, haben wir nicht integra-
tion betrieben, sondern obdachlosig-
keit vermieden.“ 2016 will man 
400.000 neue Wohnungen bauen.

Ankunft von 
Flüchtlingen  
von der deutsch/ 
österreichischen  
Grenze im 
Bahnhof des 
Kölner-Bonn-
Flughafens. Auf 
einer Freifläche 
oberhalb des 
Bahnhofs sind 
Versorgungs-
zelte für die 
Flüchtlinge 
aufgebaut.

bIld: stIftung-denKmal-de

Klaus Weigelt,  
* 1941, studierte 
Volkswirtschaft, 
Soziologie und 
evang. Theo-
logie. Danach 
war er  
35 Jahre in 
leitenden Funk-
tionen bei der 
Konrad-Ade-
nauer-Stiftung 
im In- und 
Ausland tätig;  
seit 2003 leitet 
er die Stiftung 
Königsberg 
im Stifter-
verband für 
die deutsche 
Wissenschaft 
und seit 2010 
die Stiftung  
Deutsche 
Kultur im öst-
lichen Europa.

Bei der eintä-
tigen Flücht-
lingskonferenz 
in Berlin 
trafen unter 
anderem aufei-
nander (v. li.): 
der deutsche 
Außenminister 
Frank-Walter 
Steinmeier, 
UN-Kommissar 
Antonio 
Guterres und 
der Premiermi-
nister des Liba-
non, Tammam 
Salam.
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oder Bleiberecht besteht, eine regist-
rierung vorgenommen und ein ort 
festgelegt wurde, wo der Zuwanderer 
leben soll, kann integration begin-

nen, weil sie nur 
dann kontinuierlich, 
und damit erfolgver-
sprechend sein kann. 
Dieser Zustand ist bei 
der Mehrheit der 2015 
nach Deutschland 
gekommenen flücht-
linge und Migranten 
bisher nicht erreicht. 
Die verantwortlichen 
Behörden wissen 

überhaupt noch nicht, welche und 
wie viele Menschen den Weg in eine 
integration dauerhaft beschreiten 
sollen. Deswegen gibt es zahlreiche 
private, kirchliche, wirtschaftliche 
und kommunale initiativen, die auch 
ohne sichere rechtliche oder verwal-
tungsmäßige grundlagen mit ersten 
integrationsschritten beginnen.

auch Die zuWanDerer sinD 
geForDert

Man sollte darüber aber eine weitere 
Bedingung nicht vergessen: integrati-
on ist kein natürlicher Prozess, der 
sich automatisch ergibt, wenn je-
mand in ein anderes land kommt. 
Vielmehr bedarf es kräftiger Bemü-
hungen von Seiten des Zuwanderers 
und nicht nur des Zielstaates oder 
seiner gutwilligen Bürger. integrati-
on kann nur in wechselseitiger An-
strengung erfolgreich sein.

Die integration beginnt mit dem 
Studium der deutschen Sprache, 
führt in ein selbstbestimmtes Arbeits-
leben und schließlich, wenn sie wirk-
lich erfolg hat, in eine teilhabe am 

deutschen gesellschaftlichen leben. 
Diese drei integrationsaspekte kann 
man als Stufen der integration be-
zeichnen. Dabei ist integration keine 
„Assimilation“, die der türkische 
Präsident tayyib erdogan als „Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit“ 
verunglimpft hat. eine selbstbe-
stimmte Assimilation aber ist ein Akt 
der freiheit.

Das Sprachstudium bis zu einer 
einigermaßen normalen Kompetenz 
in der deutschen Alltagssprache be-
nötigt bei durchschnittlich begabten 
Migranten mindestens zwei Jahre. 
Der Spracherwerb ist immer auch 

altersabhängig: jüngere Menschen 
lernen im Schnitt schneller als älte-
re. Zuverlässige Zahlenangaben über 
die Altersstruktur der flüchtlinge 
sind kaum zu finden. Man liest von 
ca. 300.000 jungen Männern oder gar 
90% aller flüchtlinge, die 25 bis 30 
Jahre alt sein sollen und von „schät-
zungsweise 325.000 Kindern“, die 
eingewandert sein sollen. für diese 
brauche man 20.000 zusätzliche leh-
rer. Wie man mit solchen unsicheren 
Zahlen zukunftsorientiert arbeiten 
will, bleibt ein rätsel. für 2016 wur-
den 559 Mio. euro für Sprachkurse 
im Bundeshaushalt bewilligt.

natürlich kann begleitend zum 
Sprachunterricht eine Ausbildung 

oder eine weiterführende Bildung z. 
B. in einem bereits im herkunftsland 
erworbenen Ausbildungsberuf erfol-
gen, was aber auch mindestens drei 
Jahre in Anspruch nehmen dürfte. 
entsprechend länger wird es dauern, 
bis die ca. 10% geschätzten hoch-
schulfähigen Migranten zu einem 
berufsbefähigenden Abschluss gelan-
gen. für die 2015 unbegleitet einge-
wanderten Kinder gibt es bisher 
weder heime, noch Schulen noch 
lehrer. nichts ist entschieden. in 
einer privaten Schule in München 
lernen mit gutem erfolg 300 berufs-
schulpflichtige flüchtlingskinder im 
Alter von 16 bis 25 Jahren; die Schu-
le kann jedes Jahr 70 neue Schüler 
aufnehmen. Bei dieser Zielgruppe 
von mehreren tausend jungen Men-
schen allein in München ist das ein 
tropfen auf einen sehr heißen Stein.

Selbst wenn man mit allen verfüg-
baren Mitteln dieser gigantischen 
Aufgabe gerecht würde, müsste man 
für die erziehungs-, Bildungs- und 
Ausbildungszeit dieser teilweise hoch 
traumatisierten jungen Menschen 
und damit für ihre materielle integ-
ration in Deutschland nach Schät-
zung von experten mindestens zwan-
zig Jahre kalkulieren, ein Zeitrah-
men über fünf legislaturperioden.

für die beiden Abschnitte Spra-
cherwerb und integration ins er-
werbsleben, also das, was man die 
materielle integration nennen kann, 
ist unter normalen Bedingungen ein 
Zeitaufwand von drei bis fünf oder 
mehr Jahren erforderlich. experten 
gehen davon aus, dass für diese ma-
terielle integration aber allenfalls 
50% aller 2015 nach Deutschland 
gekommenen Migranten in frage 
kommen. Was geschieht mit den an-
deren?

unsere KuLtureLLen sPieL- 
regeLn müssen eingehaLten 

WerDen

nun ist es mit der materiellen integ-
ration nicht getan. Daran hat kürz-
lich Bundespräsident gauck erinnert 
und vier „Spielregeln“ genannt, die 
in Deutschland gelten: die gleichbe-

Auch ohne 
sichere recht-
liche Grund-

lagen Integra-
tionsschritte 

beginnen

Sprachun-
terricht für 
Flüchtlinge
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rechtigung der frau, die Ablehnung 
aller formen des Antisemitismus, 
der respekt vor homosexuellen und 
die Anerkennung des Staates israel. 
– Diese Spielregeln gelten, und des-
wegen hat sie der Bundespräsident 
auch genannt, in den muslimisch 
geprägten herkunftsländern zahlrei-

cher flüchtlinge 
nicht, ganz abgesehen 
von einer weiterge-
henden Anerkennung 
europäischer lebens-
art, wie sie in Jahr-
hunderten in Deutsch-
land gewachsen ist. 
Während das Juden-

tum in all diesen Jahrhunderten zu 
Deutschland und europa gehörte, 
galt und gilt das für den islam eben 
nicht; das sollte man klar sehen.

es trägt auch nicht zur Anerken-
nung der eigenen lebensweise bei, 
wenn im rahmen einer falsch ver-
standenen „Willkommenskultur“ 
jetzt in frankfurter Kitas kein 
Schweinefleisch mehr angeboten 

wird, wenn junge frauen auf den 
Abschluss der Abendschule verzich-
ten, weil der unbeleuchtete Weg dort-
hin abends an einem nicht gesicher-
ten flüchtlingsheim vorbei führt, 
wenn in Schwimmbädern unsicher-
heit herrscht, oder wenn deutsche 
empfänger von lebensmitteln der 
„tafel“ befürchten müssen, dass sie 
in Zukunft bei der Verteilung benach-
teiligt werden. Andere Beispiele las-
sen sich mühelos anfügen. integrati-
on wird zum Bumerang, wenn unter 
ihrem Diktat die fundamente der 
eigenen lebensweise Schaden lei-
den. Das trifft vor allem auf die 
Deutschen aus russland zu, die sich 
seit 20 Jahren erfolgreich integriert 
haben und sich jetzt bedroht fühlen.

geFahr von 
ParaLLeLgeseLLschaFten

Diese tatsache ist eine langfristige 
und schwerwiegende hypothek für 
eine integration im Sinne einer teil-

habe am gesellschaftlichen leben in 
Deutschland, die sich nicht auf ein 
leben in einer der bereits zahlreich 
vorhandenen Parallelgesellschaften 
(Berlin, frankfurt, hamburg, Mün-
chen etc.) beschränkt und damit den 
sozialen Zusammenhalt („social co-
hesion“) in Deutschland dauerhaft 
gefährdet. Auch diese möglichen 
folgen einer vollständigen integrati-
on sollte man nüchtern in den Blick 
nehmen und davor nicht die Augen 
verschließen.

in diesen Überlegungen war nur 
vom Jahr 2015 die rede, das die 
meisten geschilderten Probleme in 
das Jahr 2016 weitergereicht hat. 
2016 werden aber wieder eine Million 
flüchtlinge erwartet und in den fol-
gejahren, trotz aller Versprechen, die 
Zahl zu reduzieren, werden weitere 
Millionen kommen. Das wirft die fra-
ge auf, welche Zahl von immigranten 
Deutschland eigentlich verkraften 
kann, ohne die geschilderten Mög-
lichkeiten von integration zu gefähr-
den. inzwischen hat diese frage 
auch die Politik erreicht, aber kon-
krete Pläne gibt es nicht, allenfalls 
hoffnungen. So der Wunsch der Bun-
desregierung, dass die flüchtlinge 
nach Beendigung der Kampfhandlun-
gen, also nach langen Jahren, in ihre 
länder zurückkehren.

Die zuWanDerung unter 
KontroLLe bringen

Der Vorsitzende der innenminis-
terkonferenz und saarländische in-
nenminister Klaus Bouillon (cDu) 
sagt: „Wenn es ohne reduzierung 
der flüchtlingszahlen weitergeht, 
werden wir integrationspolitisch 
scheitern. Dann wird sich Deutsch-

land verändern, dann bekommen wir 
unruhen, sozialen unfrieden.“ – und 
harvard-Professor george Borjas 
meint: „Bevor man sich gedanken 
über die beste integrationspolitik 
macht, muss man die Zuwanderung 
unter Kontrolle bekommen. Wenn 
Deutschland das nicht in griff be-
kommt, muss sich das land statt 

über eine Million nächstes Jahr über 
zwei oder drei Millionen flüchtlinge 
gedanken machen. Damit wäre das 
land überfordert.“ Bisher gibt es kei-
ne klaren Vorstellungen, wie diese 
Aufgabe gemeistert werden sollte.

Die Probleme werden sich also 
nicht nur multiplizieren, sondern 
potenzieren, auch finanziell: das 
institut der deutschen Wirtschaft 
schätzt den Aufwand für die geschil-
derten Aufgaben zwischen 2015 und 
2017 kumulativ auf 56 Mrd. euro. es 
sind dementsprechend ganz andere 
Maßnahmen erforderlich, als sie der-
zeit diskutiert werden. Deutschland 
und europa stehen erst am Anfang 
einer entwicklung, die das gesell-
schaftliche leben auf allen ebenen 
grundlegend verändern wird.  l

Straßenszene in 
Berlin-Neukölln

Falsch  
verstandene 

„Willkom-
menskultur“

Innenminister 
Klaus Bouillon 
(CDU)
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asylbewerber, auch Asylsuchender, ist eine Person, die Schutz sucht vor 
politischer, religiöser oder sonstiger Verfolgung. Sie bewirbt sich um 
Asyl in einem land/Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht 
besitzt. Der Begriff asylant wird als abwertend empfunden und von 
den Behörden nicht verwendet. Asylbewerber sind Menschen mit 
einem laufenden Asylanerkennungsverfahren; anerkannte Asylbe-

werber sind asylberechtigte oder anerkannte flüchtlinge. in Deutschland 
ist der Ablauf des Asylverfahrens im asylgesetz festgeschrieben. Politisch 
Verfolgte erhalten nach Art. 16a grundgesetz Asyl, soweit sie nicht aus der 
eu oder einem sonstigen sogenannten sicheren Drittstaat kommen oder 
soweit nicht ein anderes land im eu-raum aufgrund der Dublin-Verord-
nung für sie zuständig ist. Asylbewerber, die über die landgrenzen nach 
Deutschland einreisen, werden entsprechend der Drittstaatenregelung 
ohne inhaltliche Prüfung ihres Asylantrages in die jeweiligen sicheren 
Drittstaaten zurückgewiesen (alle an Deutschland angrenzenden Staaten 
gelten als sichere Drittstaaten). nur wenn sich kein Drittstaat zur rück-
nahme der Betroffenen bereit erklärt oder der konkrete Durchreisestaat 
nicht bestimmt werden kann, kommt es zum Asylverfahren in Deutschland.

asylberechtigte erhalten zunächst 
von der Ausländerbehörde eine Auf-
enthaltserlaubnis mit – in der regel 
– dreijähriger gültigkeit. gleiches gilt, 
wenn ihnen die flüchtlingseigenschaft 
zuerkannt worden ist. Die Anerken-
nung als Asylberechtigter und die 
Zuerkennung der flüchtlingseigen-
schaft sind allerdings zu widerrufen, 
wenn die Voraussetzungen für sie 
nicht mehr vorliegen, wenn also zum 

Beispiel der Asylberechtigte 
nicht mehr politisch verfolgt 
wird. So sieht es das Asylge-
setz vor. Dann wird auch der 
Aufenthaltstitel nicht verlän-

gert und der Asylbewerber muss – 
oder darf – in seine heimat zurück.

aufenthaltserlaubnis ist ein 
Aufenthaltstitel nach dem seit 
dem 1. Januar 2005 in Deutsch-

land geltenden Aufent-
haltsgesetz (Kernstück 
des Zuwanderungsge-
setzes). Sie wird 
zweckgebunden und 

befristet an sog. Drittstaatsange-
hörige erteilt. Vor Beantragung 
einer Aufenthaltserlaubnis bei 
der Ausländerbehörde muss 
beim Bürger- oder einwohner-
meldeamt der jeweiligen Kom-
munalverwaltung eine Wohnan-
schrift für den beantragenden 
Ausländer angemeldet werden.

bleiberecht: als jüngstes gesetz wur-
de das Asylpaket ii zur neubestim-

mung des Bleiberechts und der 
Aufenthaltsbeendigung verab-
schiedet, eine reformsammlung, 
die weitgehende Veränderungen 
und Verschärfungen in sehr 

unterschiedlichen Bereichen enthält. 
Sie betreffen  das Asyl- und Auswei-
sungsrecht ebenso wie Berufsqualifika-
tionen und den ehegattennachzug für 
Menschen aus Drittstaaten. Über die 
Aussetzung des familiennachzugs von 
minderjährigen unbegleiteten flücht-
lingen hat es heftige Diskussionen 
gegeben.

bundesamt für migrati-
on und Flüchtlinge 
(bamF): Behörde in 
nürnberg, die über Asyl-
anträge und Abschiebe-
schutz entscheidet, für das 
nationale integrationspro-
gramm zuständig ist, als 
informationsvermittlungs-
stelle bei der rückkehrför-
derung dient und als Kon-
taktstelle für den temporä-
ren Schutz bei Massenzu-
strom von Vertrie-
benen.

Dubliner übereinkommen: ein völkerrechtlicher Vertrag über die 
Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem 
Mitgliedstaat der europäischen gemeinschaft gestellten Asylantrages. 
Das entsprechende Asylverfahren wird auch als Dublin-Verfahren be-
zeichnet. Wichtigste regel für die Zuständigkeit: Der Staat, in den der 
Asylbewerber nachweislich zuerst eingereist ist, muss das Asylverfah-
ren durchführen. Das Dubliner Übereinkommen wurde am 15. Juni 
1990 von den damals zwölf eg-Mitgliedstaaten unterzeichnet. es trat 
am 1. September 1997 in Kraft. Seit dem 1. März 2003 galt die Dublin-
ii-Verordnung als nachfolgeregelung für die europäische union. Am 
19. Juli 2013 trat die Dublin-iii-Verordnung in Kraft und ist seit dem 1. 
Januar 2014 unmittelbar anzuwenden. Durch vertragliche Vereinbarun-
gen gilt das Dubliner Übereinkommen – beziehungsweise inzwischen 
Dublin iii – auch in den nicht-eu-Staaten norwe-
gen, island, Schweiz und liechtenstein.

Einige Begriff  serklärungen
– von Klaus Weigelt –
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Duldung ist nach der Definition des 
deutschen Aufenthaltsrechts eine „vorü-
bergehende Aussetzung der Abschiebung“ 

von ausreisepflichtigen Auslän-
dern. Sie stellt keinen Aufent-
haltstitel dar und begründet 
daher auch keinen rechtmäßigen 
Aufenthalt. § 60a Aufenthaltsge-

setz regelt, wessen Abschiebung ausge-
setzt wird und aufgrund dessen eine 
Duldung (§ 60a Abs. 4) erhält; dies sind 
insbesondere fälle, in denen eine Ab-
schiebung aus rechtlichen oder tatsächli-
chen gründen (zunächst) nicht durchge-
führt werden kann. Die Duldung dient 
ausschließlich dazu, dem Ausländer zu 
bescheinigen, dass er ausländerbehörd-
lich registriert ist und von einer Durch-
setzung der bestehenden Ausreisepflicht 
für den genannten Zeitraum abgesehen 
wird. Der Aufenthalt eines Ausländers 
wird mit der Duldung zwar nicht recht-
mäßig, jedoch entfällt mit der Duldung 
eine Strafbarkeit wegen illegalen Aufent-
halts nach § 95 Abs. 1 nr. 2. Mit einer 
Duldung können Auflagen und nebenbe-
stimmungen verbunden werden. Die Dul-
dung erlischt mit der Ausreise des Aus-
länders und berechtigt nicht zur rück-
kehr in die Bundesrepublik Deutschland.

erstaufnahmeeinrichtungen: 
in Deutschland gibt es in 
jedem land eine oder meh-
rere erstaufnahmeeinrich-
tungen für flüchtlinge und 
Asylbewerber, insgesamt 22. 
Darüber hinaus gibt es zahl-
reiche kommunale notunter-
künfte, flüchtlingslager oder 
gemeinschaftsunterkünfte 
(in turnhallen, Baumärkten, 
flughafenhangars, Kasernen, 
containern), die meisten in 
Bayern (118) und in Baden-
Württemberg (110), insgesamt 
in ganz Deutschland über 
300. Zusätzliche unterkünfte 
werden von den Kirchen und 
sozialen institutionen be-
treut. Das Deutsche rote 
Kreuz betreibt mit rund 
15.000 Mitarbeitern derzeit 
480 notunterkünfte 
mit mehr als 141.000 
flüchtlingen. Der 
Arbeiter-Samariter-
Bund betreut mit 4.500 Mit-
arbeitern 206 unterkünfte 
mit 53.000 flüchtlingen.

Flüchtling ist jede Person, die aus begründeter furcht vor 
Verfolgung wegen ihrer rasse, religion, nationalität, Zugehörig-
keit zu einer bestimmten sozialen gruppe oder wegen ihrer 
politischen Überzeugung sich außerhalb des landes befindet, 
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses landes nicht in 
Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch 
nehmen will. Der Begriff wird aus dem Wortlaut des Artikels 1 des genfer 
Abkommens über die rechtsstellung der flüchtlinge vom 28. Juli 1951 abgelei-
tet. Auch die Allgemeine erklärung der Menschenrechte, welche im Jahr 1948 
von der generalversammlung der Vereinten nationen verabschiedet wurde, 
kann als Basis für den Schutz von flüchtlingen und den umgang mit Asylbe-
werbern herangezogen werden. flüchtlinge sind im völkerrechtlichen unter-
schied zu Migranten jene Menschen, deren Status durch die genfer flücht-
lingskonvention geregelt ist. Diese haben gewisse rechte, die Migranten im 
Allgemeinen nicht genießen, zum Beispiel das recht auf Asyl.

hotspots: Zentren zur 
registrierung von 
flüchtlingen seit Septem-

ber 2015. Zurzeit sind nur drei hot-
spots (zwei in italien, einer in grie-
chenland) voll funktionsfähig. in 
griechenland konnte die registrie-
rung von September 2015 bis Januar 
2016 von 8% auf 78% gesteigert wer-
den, in italien im gleichen Zeitraum 
von 36% auf 87%. Die Daten (finger-
abdrücke) gehen direkt zur eurodac-
Datenbank (luxemburg).

Königsteiner schlüssel: soll 
die Verteilung der nach Deutsch-
land kommenden flüchtlinge auf 
die einzelnen länder regeln. Der 
Schlüssel für die flüchtlingsquo-
te errechnet sich auf-
grund des Steuerauf-
kommens (wird zu 
zwei Dritteln berück-
sichtigt) und der einwohnerzahl 
(ein Drittel) eines landes. nach 
dem Königsteiner Schlüssel 
entfallen auf nordrhein-Westfa-
len 21,2%, Bayern 15,3%, Baden-
Württemberg 13%, niedersachsen 
9,4%, hessen 7,3%, Sachsen 5,1% 
und auf Berlin 5% der Asylbe-
werber. Die übrigen neun län-
der liegen unter fünf Prozent 
Aufnahmequote.

Einige Begriff  serklärungen
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schengen: europa ohne grenzkontrollen: Dieser erfolg 
wurde nicht innerhalb des rechtlichen rahmens der eu, 
sondern in form eines zwischenstaatlichen Abkommens 
erreicht. Am 15. Juni 1985 vereinbarten im luxemburgischen 
Städtchen Schengen frankreich, Belgien, die niederlande, 
luxemburg und Deutschland ein Übereinkommen, dessen Kern-
satz lautet: „Die Binnengrenzen dürfen an jeder Stelle ohne Perso-
nenkontrollen überschritten werden“. Den fünf gründerstaaten 
schlossen sich später Spanien, italien, Portugal, Österreich, grie-
chenland, Dänemark, finnland und Schweden an. nach mehreren 
erweiterungen zählen zum Schengen-raum 22 eu-Mitglieder, 
norwegen und island. Seit 12. Dezember 2008 gehört auch die 
Schweiz dazu. Wegen der staatlichen Bindung an Dänemark 
nimmt auch grönland teil. großbritannien und irland sowie rumä-
nien und Bulgarien gehören nicht zum Schengen-raum.

Quotenregelung: angesichts der steigenden flüchtlingszah-
len will die europäische Kommission eine neue Quotenrege-
lung für eine gerechtere lastenverteilung vorschlagen. 
Kommissionspräsident Jean-claude Juncker will ein 
„verpflichtendes Quotensystem bei der einwanderung“ 
einführen. Demnach müssten lasten für die Versor-
gung von Migranten in notsituationen zwischen den 28 
eu-Mitgliedstaaten verteilt werden. „um eine faire und ausge-
glichene Beteiligung aller Mitgliedstaaten an diesen gemeinsa-
men Bemühungen sicherzustellen, benötigt die eu ein perma-
nentes System für die Aufteilung der Verantwortung für große 
Zahlen von flüchtlingen und Asylsuchenden“. Die Verteilung 
der flüchtlinge solle nach einem Verteilungsschlüssel erfolgen, 
der auf dem Bruttoinlandsprodukt, der Bevölkerungszahl, der 
Arbeitslosenquote und der früheren Zahl von Asylbewerbern 
der Mitgliedsländer beruhe.

M
migranten sind jene Menschen, die von einem Wohnsitz/land 
zu anderen Wohnsitzen/ländern wandern beziehungsweise 
durchziehen. Sie geben, z. B. aus wirtschaftlichen gründen, 
ihren bisherigen Wohnsitz auf, um an einen anderen Wohnsitz 

zu ziehen (das lateinische Verb migrare bedeutet auswan-
dern, wandern, reisen). Aus Sicht ihres herkunftslandes 
sind Migranten Auswanderer (emigranten), aus Sicht des 
Aufnahmelandes einwanderer (immigranten). Die um-
schreibung „Menschen mit migrationshintergrund“ fasst 

Migranten und ihre nachkommen unabhängig von der tatsächli-
chen Staatsbürgerschaft zusammen. Der Begriff Migranten bzw. 
Migrantenfamilien wird in den deutschsprachigen Medien oft 
auch zur Bezeichnung von familien verwendet, die dauerhaft 
eingewandert sind. Der wesentliche unterschied von flüchtlin-
gen und Migranten besteht darin, dass Migranten in ihrem 
herkunftsland keine Verfolgung droht und sie jederzeit in ihr 
heimatland zurückkehren können. Sie kommen in den meisten 
fällen, um ihre persönlichen lebensbedingungen zu verbes-
sern, um zu arbeiten oder aus familiären gründen. 

N niederlassungserlaubnis: im Aufenthalts-
gesetz ist die sogenannte niederlassungser-
laubnis – das ist die unbefristete Aufent-
haltsgenehmigung – an bestimmte Bedin-
gungen geknüpft. Danach soll einem Auslän-

der die niederlassungserlaubnis dann erteilt wer-
den, wenn er zum Beispiel seit fünf Jahren in 
Deutschland lebt, sein lebensunterhalt gesichert 
ist, gründe der öffentlichen Sicherheit und ord-
nung nicht dagegen sprechen und er über ausrei-
chende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt.
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